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A. Problem 

Das Programm „Zoll 2000" zielt auf eine verstärkte Kooperation 
zwischen den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten sowie zwi- 
schen diesen Zollverwaltungen und der Kommission, um gleich- 
wertige Ergebnisse bei der Anwendung des Zollrechts in der ge- 
samten Gemeinschaft zu erreichen. 

B. Lösung 

Verabschiedung einer Beschlußempfehlung, die zum einen das 
Aktionsprogramm „Zoll 2000" im Grundsatz begrüßt, zum ande- 
ren die Bemühungen der Bundesregierung unterstützt, für das 
Aktionsprogramm Artikel 235 EGV als Rechtsgrundlage heranzu- 
ziehen sowie den für die Durchführung des Programms vorgese- 
henen Finanzrahmen von 50 Mio. ECU zu reduzieren, um die vor- 
rangige Zuständigkeit der Mitgüedstaaten zu unterstreichen. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 



Drucksache 13/2939 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt grundsätzlich das Aktionspro- 
gramm „Zoll 2000“ (Anlage) und das damit angestrebte Ziel der 
Verstärkung der Kooperation zwischen den Zollverwaltungen der 
Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und der Kommission, um 
gleichwertige Ergebnisse bei der Anwendung des Gemein- 
schaftsrechts in der gesamten EU zu erreichen. Er sieht den Be- 
darf an besserer Abstimmung der zum Teil erheblich voneinander 
abweichenden Arbeitsweisen und Organisationen der nationalen 
Zollverwaltungen. Denn nur so können auf Dauer ein äquivalen- 
tes Kontrollniveau in der Gemeinschaft und ein einheitlicher Au- 
ßenschutz erreicht sowie Wettbewerbsverzerrungen aufgrund un- 
terschiedlicher Arbeitsmethoden der Zollverwaltung vermieden 
werden. Allerdings ist die Durchführung der gemeinsamen Zoll- 
politik primär Aufgabe der Mitgliedstaaten. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt daher die Bemühungen der 
Bundesregierung, für dieses Programm Artikel 235 EGV als 
Rechtsgrundlage heranzuziehen sowie den Betrag von 50 Mio. 
ECU zu reduzieren, um die vorrangige Zuständigkeit der Mit- 
gliedstaaten zu unterstreichen. 


Bonn, den 11. Oktober 1995 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele Heinz-Georg Seilf ert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Heinz-Georg Seiffert 


1. Verfahrensablauf 

Der Vorschlag für eine Entscheidung des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates über die An- 
nahme eines Aktionsprogramms für das gemein- 
schaftliche Zollwesen „Zoll 2000“ (Anlage) wurde 
mit Drucksache 13/1614 Nr. 2.15 dem Finanzaus- 
schuß zur federführenden Beratung und dem Aus- 
schuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union sowie dem Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union hat sich mit der Vorlage am 20. Sep- 
tember 1995 befaßt. Der Haushaltsausschuß hat die 
Vorlage am 28. Juni 1995 beraten. Der Finanzaus- 
schuß hat sie am 11. Oktober 1995 beraten. 

II. Inhalt des Vorschlags für eine Entscheidung 
des Europäischen Parlaments und des Rates 

Der Vorschlag sieht die Annahme eines über fünf 
Jahre laufenden, verlängerbaren Aktionsprogramms 
vor, mit dem Maßnahmen der Mitgliedstaaten im Be- 
reich des Zollwesens im Hinblick auf einen ord- 
nungsgemäß funktionierenden Binnenmarkt aufein- 
ander abgestimmt werden sollen. Ziel des Pro- 
gramms ist die Verstärkung der Kooperation zwi- 
schen den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten so- 
wie zwischen diesen und der Kommission, um gleich- 
wertige Ergebnisse bei der Anwendung des Zoll- 
rechts in der gesamten Gemeinschaft zu erreichen. 

Die Maßnahmen zur Durchführung des gemein- 
schaftlichen Zollrechts betreffen insbesondere fol- 
gende Schwerpunkte: 

- Sicherstellung der Transparenz der Anwendung 
des Gemeinschaftsrechts durch die Zollverwaltun- 
gen der Mitgliedstaaten 

- Entwicklung und Verbreiterung neuer und verbes- 
serter Arbeitsmethoden 

- Ausbau einer gemeinsamen Ausbildungspolitik 

Da sich der Vorschlag auf Artikel 100 a des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in der 
Fassung des Vertrags über die Europäische Union 
stützt, soll das Mitentscheidungsverfahren angewen- 
det werden. 

Als Finanzrahmen zur Durchführung des Programms 
ist ein Betrag in Höhe von 50 Mio. ECU vorgesehen. 

III. Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat grundsätzlich ein großes 
fachliches und integrationspolitisches Interesse, die 
zum Teil erheblich divergierende Organisation und 


Arbeitsweise der nationalen EU-Zollverwaltungen 
effektiver aufeinander abzustimmen, um Wettbe- 
werbsverzerrungen zu vermeiden, einheitliche Kon- 
trollniveaus insbesondere an den Ostgrenzen der 
EU-Mitgliedstaaten zu gewährleisten sowie die 
Gleichbehandlung der Wirtschaftsbeteiligten sicher- 
zustellen. Im Laufe der Beratungen über den Ent- 
scheidungsvorschlag sei dem deutschen Anliegen im 
Hinblick auf Subsidiaritätsgesichtspunkte und den 
Entscheidungsmechanismus zwischen Kommission 
und Mitgliedstaaten (Konsensverfahren) ausreichend 
Rechnung getragen worden. Vorbehalte würden von 
deutscher Seite nur noch bezüglich der Rechtsgrund- 
lage, der Finanzierungshöhe sowie zur Ausbildung 
geltend gemacht. Das Programm sei im wesentlichen 
aus bereits zur Verfügung stehenden Mitteln der Ge- 
meinschaft zu finanzieren. Finanzielle Verpflichtun- 
gen, die sich aus dem Programm für die Mitgliedstaa- 
ten ergeben könnten, stünden unter dem Vorbehalt 
der nationalen Haushaltsplanung. 


IV. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union und der Haushaltsausschuß haben 
die Vorlage zur Kenntnis genommen. 


V. Ausschußempfehlung 

Bei der Beratung des Vorschlags bestand im feder- 
führenden Finanzausschuß weitestgehend Einigkeit 
darüber, daß die Verstärkung der Kooperation zwi- 
schen den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten so- 
wie zwischen diesen und der Kommission grundsätz- 
lich zu begrüßen sei. Nur auf diese Weise seien 
gleichwertige Ergebnisse bei der Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts in der gesamten EU zu errei- 
chen, da die gemeinsame Außengrenze nach dem 
Wegfall der Binnengrenzen eine weitgehende Ver- 
einheitlichung der administrativen Verfahren in den 
Mitgliedstaaten erforderlich mache. Inhalt des Ak- 
tionsprogramms seien Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung des gemeinschaftlichen Zollrechts, so daß eine 
Regelung auf Gemeinschaftsebene zu treffen sei. 

Der Finanzausschuß unterstützt die Auffassung der 
Bundesregierung, daß statt Artikel 110 a EGV 
Artikel 235 EGV als Rechtsgrundlage heranzuziehen 
sei, weil die Durchführung der gemeinsamen Zollpo- 
litik primär Aufgabe der Mitgliedstaaten sei. 

Unter dem Gesichtspunkt möglichst sparsamer Ver- 
wendung von Haushaltsmitteln wurde der sehr um- 
fangreiche Finanzrahmen zur Durchführung des Pro- 
gramms in Höhe von 50 Mio. ECU kritisiert. Daher 
empfiehlt der Ausschuß der Bundesregierung, bei 
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der EU mit Nachdruck für eine erhebliche Reduzie- 
rung dieses Finanzrahmens einzutreten. 

Die Beschlußempfehlung wurde mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen, der SPD-Fraktion und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung 
der Gruppe der PDS verabschiedet. 


Bonn, den 11. Oktober 1995 


Heinz-Georg Seiffert 
Berichterstatter 
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Anlage 



KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 04.04. 1995 
KOM(95) 1 19 einig. 


95/ 0087 (COf>) 


Vorschlag für eine 

ENTSCHEIDUNG DF-S EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

Ober 

die Annahme eines Aktionsprogramms für das gemeinschaftliche Zollwesen ("Zoll 

2000") 


(von der Kommission vorgelegt) 
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EUROPÄISCHE UNION Brüssel, den 24. April 1995 (25.04) 

DER RAT (OR. f) 

6506/95 

LIMITE 
UD 39 

SCHREIBEN (ÜBERSETZUNG) 

der Europäischen Kommission, unterzeichnet von dem Kommissionsmitglied 
Herrn Karel VAN MIERT 

vom 6. April 1 995 

an S.E. den Präsidenten des Rates der Europäischen Union, Herrn Alain JUPPE 

Betr. : Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 

Aktionsprogramm für das gemeinschaftliche Zollwesen ("Zoll 2000") 


/ 

zugel.: 

f 2 M A i 1995 

fz.: 
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Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über ein Aktionsprogramm für das gemeinschaftliche Zollwesen ("Zoll 2000") 
übermitteln. 

Nach diesem Vorschlag soll ein fünfjähriges Rahmenprogramm für die Weiterentwicklung und 
Modernisierung der Zollverwaltungen der Europäischen Union aufgestellt werden. Es soll die 
Transparenz der Anwendung des Gemeinschaftsrechts sichergestellt werden, indem 
besondere Schwierigkeiten bei dieser Anwendung ermittelt werden und die Wirksamkeit der 
Zollverfahren und Zollkontrollen an der Außengrenze der Europäischen Union erhöht wird. 

Da sich der Vorschlag insbesondere auf Artikel 100 a des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft in der Fassung des Vertrags über die Europäische Union stützt, 
ist das Mitentscheidungsverfahren anzuwenden und der Wirtschafts- und Sozialausschuß zu 
hören. 

Das Europäische Parlament hätte seine Stellungnahme in erster Lesung im Juni 1995 
abzugeben und der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt im Juli 1995 festzulegen. Im 
Hinblick darauf hätten der Wirtschafts- und Sozialausschuß und der Ausschuß der Regionen 
im Juni 1995 Stellung zu nehmen. 

(Schlußformel) 


Anl.: Dok. KOM(95) 119 endg. 


gez. Karel VAN MIERT 

Mitglied der Kommission 


6506/95 


?)bßn 



a zjs: 

D 
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BEGRÜNDUNG 


Seit der Vollendung des Binnenmarktes am 1. Januar 1993 hat sich gezeigt, daß die 
administrative Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten unbedingt verstärkt werden muß. 
Diese in Artikel 5 des EG-Vertrags verankerte Verpflichtung ist im Zollwesen von umso 
größerer Wichtigkeit, als von der Wirksamkeit und Einheitlichkeit der Kontrollen an der 
Außengrenze das Vertrauen der Wirtschaftsbeteiligten und der Bürger der Europäischen Union 
in die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes abhängt. 

Diese Feststellung wurde bereits vor der tatsächlichen Vollendung des Binnenmarktes 
getroffen und war insbesondere ausschlaggebend für die Annahme der Entscheidung über das 
gemeinschaftliche Aktionsprogramm zur beruflichen Aus- und Fortbildung der Zollbeamten 
(Matthaeus-Programm) 1 , mit dem der Wille unterstrichen wurde, den Zollbeamten der 
Mitgliedstaaten eine hochwertige und vergleichbare Ausbildung zu vermitteln, um eine 
einheitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts an der Außengrenze zu gewährleisten. 

Seit 1993 hat die Kommission die Untersuchung des Bedarfs und der einzusetzenden Mittel fui 
eine Verbesserung der Verwaltung des Binnenmarktes im Sinne des "Sutherland-Berichts" 
vertieft und verschiedene Mitteilungen zu diesem Thema an den Rat und an das Europäische 
Parlament gerichtet 2 . In diesen Mitteilungen wird insbesondere die Notwendigkeit einer 
Verstärkung der administrativen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und mit der 
Kommission unterstrichen. 

Die Mitteilung von 1993 enthält ein "strategisches Programm" für die "optimale Gestaltung clci 
Binnenmarktes" mit prioritären Bereichen, zu denen auch das Zollwesen gehört. Diese Priorität 
wurde vom Rat in seiner Entschließung vom 16. Juni 1994 zum gleichen Thema 3 bestätigt, in 
der die Kommission aufgefordert wurde, die Arbeiten in diesem Bereich aktiv fortzusetzen. 

Im Rahmen dieses strategischen Programms hat die Kommission 1994 in Partnerschaft mit den 
Mitgliedstaaten eine Pilotaktion "Zoll 2000" durchgefuhrt, mit dem Ziel, die Transparenz dei 
Zollmaßnahmen an der Außengrenze zu Verbesserung und die geeignetsten Bereiche für die 
Zusammenarbeit zwischen den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten und zwischen diesen und 
den Zolldienststellen der Kommission zu identifizieren^um auf diese Weise an allen Punkten 
der Außengrenze Kontrollen und Verfahren von gleichwertiger Effizienz sicherzustellen. 

Grundlage dieser Pilotaktion war ein von den Dienststellen der Kommission vorgeschlagene:; 
und von der Sachverständigengruppe für Zollpolitik in einer gemeinsamen Erklärung vom 


Entscheidung Nr. 9 1/341 /EWG vom 20.6.1991 (ABI. Nr. L 187 vom 13.7.1991, S. 41) 

- Mitteilung der Kommission an den Rat "Die optimale Gestaltung des Binnenmarktes: Strategisches 
Programm” vom 22.12.1993 (KOM(93) 632 endg.) 

- Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat über die Entwicklung der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen bei der Anwendung und Durchsetzung des Gcmcinschaftsrcchts für den Binnenmarkt 
vom 16.2. 1994 (KOM(94) 29 endg.) 

Entschließung Nr. 94/C 179/01 (ABI. Nr. C 179 vom 1.7.1994, S. I) 
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Dezember 1993 angenommenes "strategisches Konzept Zoll 2000”. Diese Gruppe, die aus den 
Leitern der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten und der Kommission oder deren persönlichen 
Stellvertretern besteht, wird darüberhinaus die Ausführung des Programms ständig prüfen. Sie 
wird dabei den einschlägigen Kenntnissen der anderen Kommissionsdienststellen Rechnung 
tragen. 

Aufgrund der mit dieser Pilotaktion gewonnenen Erfahrungen hat die Kommission 
beschlossen, dem Europäischen Parlament und dem Rat der Europäischen Union 
vorzuschlagen, diese Aktion im Rahmen eines strategischen Programms für das 
gemeinschaftliche Zollwesen unter der Bezeichnung "Zoll 2000" weiterzuentwickeln und zu 
vertiefen. 


1. Ziele des strategischen Programms 

a) Allgemeine Ziele 

Das strategische Programm enthält Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts und zur Ermittlung besonderer Schwierigkeiten bei 
dieser Anwendung, um die Wirksamkeit der Zollverfahren und Zollkontrollen an der 
Außengrenze der Europäischen Union zu erhöhen und eine optimale Verwaltung des 
Binnenmarktes sicherzustellen. 

Diese Verfahren und Kontrollen müssen eine hinreichend zügige Abwicklung des 
Warenverkehrs erlauben, dabei aber den Schutz der Bürger und Wirtschaftsbeteiligten der 
Union gewährleisten. Sie müssen die finanziellen Interessen der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten wahren und allen Beteiligten in den Beziehungen zu den Zolldienststellen 
Gleichbehandlung sichern, damit das Auftreten von Wettbewerbsverzerrungen und neuen 
Betrugsformen verhütet wird, die dem ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarktes 
abträglich wären. 

b) Interventionsbereiche 

Zur Erreichung der Ziele des strategischen Programms muß sich die Aktion der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten auf folgende Bereiche konzentrieren: 

Sicherstellung der Transparenz der Anwendung des Gemeinschaftsrechts durch die 
Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten. Voraussetzungen dafür sind 

eine genaue Kenntnis der Schwierigkeiten, mit denen die nationalen 
Verwaltungen in der Praxis bei der Anwendung der Gemeinschaftsregelungen 
konfrontiert sind, 

die genaue Ermittlung der Faktoren, die zu uneinheitlichen Verfahrensweisen an 
der Außengrenze führen; 
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Ausbau der mit dem Matthaeus-Programm geschaffenen gemeinsamen 
Ausbildungspolitik, indem das bestehende Instrumentarium optimal genutzt wird, um 
einen wirklichen "gemeinsamen Bildungsweg" im Interesse der in diesem strategischen 
Programm definierten Ziele der Zollpolitik der Gemeinschaft einzprichten; 

Entwicklung und Verbreitung neuer und verbesserter Arbeitsmethoden, damit die 
Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten ihre Aufgaben effizienter erfüllen können; 

Intensivierung des ständigen Dialogs durch Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen zwischen den für Zollfragen zuständigen Dienststellen 
und den Beteiligten, um ein besseres wechselseitiges Verständnis für die Belange und 
Zwänge der Zollverwaltungen, der Wirtschaft, der Verbraucher und der Bürger zu 
fordern. Besondere Aufmerksamkeit soll dabei den kleinen und mittleren Unternehmen 
gewidmet werden, um ihnen den Zugang zum internationalen Handel zu erleichtern, 

Beitrag zur Gestaltung eines internationalen Zollumfeldes, das eine optimale 
Verwaltung der Außengrenze begünstigt. 


2. Natur des strategischen Programms 

Das strategische Programm richtet sich an alle Beamten, denen in den nationalen Verwaltungen 
Verantwortlichkeiten im Bereich des Zoll obliegen. 

Die Maßnahmen, die eingeführt oder weiterentwickelt werden sollen, basieren sehr weitgehend 
auf dem Grundsatz der Partnerschaft zwischen den Dienststellen der Kommission und der 
Mitgliedstaaten sowie auf einer intensiven Mitarbeit aller beteiligten Kreise. Folgende 
Aktionsbereiche sind vorgesehen: 

a) Monitoring der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 

Diese Aktion wird in erster Linie von als "Monitoring-Gruppen" bezeichnten 
Arbeitsgruppen durchgeführt, die die Praxis der Zollverfahren und Zollkontrollen 
prüfen. 

Diese Gruppen, die sich aus Beamten der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten und der 
Kommission zusammensetzen, sollen nach einem thematischen Konzept bestimmte Orte an der 
Außengrenze besuchen, um die Durchführung des Gemeinschaftsrechts in der Praxis zu prüfen, 
die tatsächlichen Anwendungsschwierigkeiten zu ermitteln und die Arbeitsmethoden zu 
bewerten. Diese Gruppen können Empfehlungen zu den Arbeitsmethoden sowie gegebenenfalls 
zu für wünschenswert erachteten Anpassungen der Regelungen aussprechen, die dann zu 
Vorschlägen an die zuständigen Entscheidungsgremien führen können. 

Parallel zu den Arbeiten der Monitoring-Gruppen werden die Dienststellen der 
Kommission und die Mitgliedstaaten alle notwendigen ergänzenden Maßnahmen 
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treffen, wie beispielsweise Studien, Beamtenaustausche und die Veranstaltung von 
Seminaren und Tagungen über geeignete Themen. 

b) Entwicklung besserer Arbeitsmethoden 

Die von den Zolldienststellen der Kommission und den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten 
gemeinsam durchgefiihrte Analyse hat gezeigt, daß sich die Zollbehörden verstärkt moderner 
Arbeitsmethoden bedienen müßten, um ihre Aufgaben in einem von wachsender 
Arbeitsbelastung und begrenzten Ressourcen gekennzeichneten Umfeld effizient erfüllen zu 
können. 

Bisher sind vier hauptsächliche Aktionen identifiziert worden: verstärkte Inanspruchnahme von 
Risikoanalysetechniken, die Entwicklung der Betriebsprüfungstechniken, die 
Verallgemeinerung der vereinfachten Verfahren und die koordinierte Entwicklung der 
Informatisierung der Zollverfahren. 

Um der Notwendigkeit einheitlicher Vorgehensweisen an der Außengrenze, der Erzielung 
gleichwertiger Ergebnisse und der Transparenz der Zollmaßnahmen an dieser Grenze 
Rechnung zu tragen, ist eine auf Gemeinschaftsebene koordinierte Aktion erforderlich. Der 
eigentlichen Aktion müssen vorbereitende Studien, die Festlegung gemeinsamer Leitlinien, 
Ausbildungsmaßnahmen und technische Unterstützung für die Durchführung vorausgehen. 

c) Ausrichtung der gemeinsamen Ausbildungsmaßnahmen nach den prioritaren 
Bedürfnissen der Zollpolitik 

Die mit dem Matthaeus-Programm geschaffene gemeinschaftliche Ausbildungspolitik im 
Zollbereich ist sowohl von den Beamten der Zollverwaltungen als auch von den Vorgesetzten 
Dienststellen sehr positiv aufgenommen worden. Von allen Seiten wird betont, daß diese 
Politik unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, namentlich bei der praktischen 
Durchführung der Ausbildung, verstärkt werden und zu einem wirklichen gemeinsamen 
Bildungsweg führen muß, der für die Beamten der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten ein 
vergleichbares Qualifikationsniveau für die Anwendung des Gemeinschaftsrechts an der 
Außengrenze sicherstellt. 

Diese Gemeinschaftspolitik soll im Bereich der Ausbildung die technische Unterstützung für 
die im Rahmen dieses strategischen Programms durchgeführten Aktionen sicherstellen. Diese 
Entwicklung, die die Kommission auf der Grundlage ihres Berichts an das Europäische 
Parlament und den Rat vom 15. Dezember 1993* gemeinsam mit den Mitgliedstaaten 
eingeleitet hat, wird fortgesetzt und soll zu einer flankierenden Politik zu diesem strategischen 
Programm ausgebaut werden. Dazu gehört auch eine Öffnung der Ausbildung nach außen, um 
durch Maßnahmen wie Beamtenaustausch oder Veranstaltung von Seminaren den 
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Erfahrungsaustausch zwischen den Zollbehörden der Union und den Zollverwaltungen dritter 
Länder zu fordern. 

d) Beitrag zur Schaffung eines internationalen Umfeldes. dSß eine optimalen 
Verwaltung der Außengrenze begünstigt 

Das internationale Umfeld der Europäischen Union hat sich in den letzten Jahren aufgrund 
verschiedener Faktoren grundlegend verändert. Im Bereich des Handels ist mit dem 
Inkrafttreten der neuen GATT-Übereinkünfte und dem Zugang der Staaten Mittel- und 
Osteuropas zum freien internationalen Handel ein kräftiger Katalysator für eine Globalisierung 
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs entstanden. Gleichzeitig ist aber auch eine 
Globalisierung des illegalen Handels in allen Formen - mit Drogen, Waffen, Kernmaterial und 
geschützten Tier- und Pflanzenarten - festzustellen. 

Daraus ergibt sich im Zollbereich die Notwendigkeit, die Zusammenarbeit und Amtshilfe 
zwischen den Zollverwaltungen der Gemeinschaft und denen dritter Länder zu verstärken Als 
Gegenleistung muß die Gemeinschaft den dringenden Ersuchen nach technischer Hilfen seitens 
der Länder entsprechen, die aufgrund ihrer Integration in den internationalen Handel 
sachkundige und effiziente Zollverwaltungen aufbauen müssen. 

Die Gemeinschaft muß eine angemessene Antwort auf diese Ersuchen finden, denn die 
Wirksamkeit der Kontrollen an ihrer Außengrenze hängt auch von der Leistungsfähigkeit der 
Zollverwaltungen ihrer Handelspartner ab. Besondere Unterstützung benötigen diejenigen 
Länder, die sich auf einen späteren Beitritt zur Europäischen Union vorbereiten. 

Im Rahmen dieser Aktion sollen Studien- und Unterstützungsmissionen, .Beamtenaustausche, 
gemeinsame Tagungen und Seminare sowie eine umfangreiche technische und materielle Hilfe 
organisiert werden; verantwortlich für diese Aktion sind die Zollverwaltungen der 
Gemeinschaft. 

e) Entwicklung der Information und Kommunikation mit der Wirtschaft 

Um zu gewährleisten, daß die Zollmaßnahmen jederzeit den sich wandelnden Erfordernissen 
des internationalen Handels angemessen bleiben, und um den Wirtschaftsbeteiligten eine 
bessere Kenntnis der dadurch bedingten Zwänge im Warenverkehr zu vermitteln, müssen die 
Zollverwaltungen eine Informationspolitik entwickeln oder weiterführen und einen ständigen 
intensiven Dialog mit allen Gruppen von Beteiligten pflegen, insbesonderen mit den Akteuren 
des Außenhandels, den kleinen und mittleren Unternehmen und den Verbrauchern. 

Dabei muß die Gemeinschaft die Mitgliedstaaten unterstützen, indem sie deren Maßnahmen auf 
diesem Gebiet fordert oder ergänzende Maßnahmen durchführt, sowie indem sie die 
Maßnahmen bestärkt und unterstützt, die die Mitgliedstaaten unter sich in Zusammenarbeit 
unternehmen. Diese Maßnahmen können verschiedene Formen annehmen, wie 
Veröffentlichungen, Erstellung moderner Informationsträger oder Veranstaltung von 
Kolloquien und Treffen für die Akteure des internationalen Handels. 
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3. Begründung des strategischen Programms 

Die Verwaltung des Binnenmarktes zwingt die Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten zu einer 
völligen Umstellung ihrer Arbeitsweise und ihrer Gewohnheiten. Es ist für die Gemeinschaft 
von größter Wichtigkeit, daß sich diese Umstellung unter bestmöglichen Bedingungen und 
unter Beachtung der Erfordernisse des Binnenmarktes vollzieht. 

Das Vertrauen der Wirtschaftsbeteiligten und der Bürger in den Binnenmarkt wird davon 
abhängen, welches Vertrauen sie in die Fähigkeit der Gemeinschaft setzen können, die 
Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts zu gewährleisten und gegen die Entwicklung aller 
Formen von Betrug zu kämpfen, denen die Beseitigung der Kontrollen an den einzelstaatlichen 
Grenzen Vorschub leisten könnte. 

Wie die Kommission in ihrer vorgenannten Mitteilung vom 16. Februar 1994 ausgefuhrt hat, 
werden sich "ohne die Gewißheit, daß (....) das Gemeinschaftsrecht in allen Mitgliedstaaten auf 
vergleichbare Art und Weise durchgesetzt wird, (...) die Ziele des Artikels 7a des Vertrags 
schwerlich erreichen lassen". Nur eine Aktion auf Gemeinschaftsebene, die das ständige 
Bemühen der Mitgliedstaaten um eine korrekte Anwendung des Gemeinschaftsrechts ergänzt, 
kann eine solche Gewähr bieten, indem sie für die nationalen Verwaltungen einen rechtlichen, 
organisatorischen und logistischen Rahmen schafft, der dem überstaatlichen Aspekt einer 
solchen Aktion Rechnung trägt. Jedes Versagen auf Gemeinschaftsebene wäre in diesem 
Bereich schwerwiegend und könnte das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes 
gefährden. 

ln diesem Geiste hat die Kommission im Jahre 1994 die Pilotaktion "Zoll 2000" ins Leben 
gerufen, nämlich um eine wirksame Verwaltung der Außengrenze im Rahmen des 
Binnenmarktes zu gewährleisten, und daher schlägt sie im Lichte der gewonnenen Erfahrungen 
vor, diese Pilotaktion im Rahmen des vorliegenden Aktionsprogrammes weiterzuentwickeln 
und zu vertiefen 


4. Finanzierung des Programms 

Die Erreichnung der Ziele dieses strategischen Programms wird sich in einer Verbesserung der 
Verwaltung des Binnenmarktes äußern und damit gleichermaßen für die Gemeinschaft wie für 
die Mitgliedstaaten von Nutzen sein. Es erscheint daher wünschenswert, daß die Kosten der 
Durchführung des Programms zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten aufgeteilt 
werden. 

Die Gemeinschaft übernimmt die Kosten im Zusammenhang mit den Dienstreisen der Beamten 
außerhalb ihres eigenen Landes, der Veranstaltung von Seminaren und Tagungen im Rahmen 
des Programms sowie bestimmten an die Öffentlichkeit gerichteten Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen. 
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Sie trägt ferner durch Subventionen, Unterstützung und Förderung zu den von den 
Mitgliedstaaten eingeleiteten und durchgeführten Maßnahmen bei. 

Dagegen übernehmen die Mitgliedstaaten die gesamten Kosten im Zusammenhang mit der 
Koordinierung und Durchführung der Aktionen dieses Programms auf einzelstaatlicher Ebene 
sowie mit der Besoldung ihrer am Programm beteiligten Beamten. 


5. Rechtsgrundlage 

Artikel 100a ist zusammen mit Artikel 1 13 als Rechtsgrundlage für diese Entscheidung gewählt 
worden. Das strategische Programms zielt unmittelbar auf die Errichtung und das 
Funktionieren des Binnenmarktes durch eine optimale Verwaltung der Außengrenze der 
Europäischen Union ab. Daneben umfaßt es insofern einen externen Aspekt, als es die 
reibungslose Abwicklung des Außenhandels der Union unter strenger Einhaltung des 
Gemeinschaftsrechts fördern soll. 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Annahme eines Aktionsprogramms für das gemeinschaftliche Zollwesen ("Zoll 

2000 ") 


Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 100a und 1 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses, 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Vollendung des Binnenmarktes am 1. Januar 1993, das Inkrafttreten des Vertrages 
über die Europäische Union, die Erweiterung der Union um neue Mitgliedstaaten und die 
schnelle Entwicklung des Handels zwischen der Union und der übrigen Welt, insbesondere 
als Folge der im April 1994 Unterzeichneten und vom Rat am 19. Dezember 1994 
genehmigten Übereinkünfte im Rahmen des GATT, erfordern eine klare Identifizierung 
und Umsetzung Aktionser Leitlinien, um die Rolle der Zollverwaltungen in der 
Europäischen Union besser festlegen zu können. 

Die Existenz einer gemeinsamen Außengrenze bringt - unter Gewährleistung des freien 
Warenverkehrs ohne Zollförmlichkeiten im Gebiet der Union - die Notwendigkeit mit 
sich, an jedem Punkt dieser Außengrenze bei der Einfuhr in dieses und der Ausfuhr aus 
diesem Gebiet Verfahren und Kontrollen von gleichwertiger Wirksamkeit durchzufuhren, 
um die Anwendung der Gemeinschaftspolitiken sicherzustellen, die berechtigten 
Interessen der Bürger und der Wirtschaftsbeteiligten zu schützen und die finanziellen 
Interessen der Gemeinschaft zu wahren, wobei der Erfordernis einer zügigen und 
reibungslosen Abwicklung des Außenhandels Rechnung getragen wird. 

Die Durchführung dieser Verfahren und Kontrollen an der Außengrenze der Europäischen 
Union ist Aufgabe der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten. Die Wirksamkeit der 
Maßnahmen dieser Zollverwaltungen ist eine wesentliche Voraussetzung für die 
Gewährleistung der ordnungsgemäßen Verwaltung des Binnenmarktes. In bestimmten 
Fällen kann es sich jedoch als notwendig erweisen, auf Gemeinschaftsebene Kriterien für 
das Niveau der durchzuführenden Kontrollen zu vereinbaren. 

Gleichwertige Ergebnisse bei der Anwendung des Gemeinschaftsrechts durch 
Zollmaßnahmen können nur durch verstärkte Kooperation und Zusammenarbeit zwischen 
den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und der Kommission 
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erzielt werden. Der Ausbau dieser Zusammenarbeit kann der Erhöhung der Wirksamkeit 
der Instrumente für die Verwaltung der Grenzen des Binnenmarktes wie beispielsweise 
der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates vom 8. Februar 1993 über die Kontrolle der 
Übereinstimmung von aus Drittländern eingeführten Erzeugnisse mit den geltenden 
Produktsicherheitvorschriften 1 nur forderlich sein. 

Die Kommission hat in ihrer Mitteilung vom 16. Februar 1994 an das Europäische 
Parlament und den Rat über die Entwicklung der Zusammenarbeit der Verwaltungen bei 
der Anwendung und Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts für den Binnenmarkt 3 das 
Zollwesen als einen der Bereiche genannt, die von der Gemeinschaft behandelt werden 
müssen. Der Rat hat in seiner Entschließung vom 16. Juni 1994 zum selben Thema 3 die 
Kommission und die Mitgliedstaaten zu einer aktiven Fortsetzung der Arbeiten auf diesem 
Gebiete aufgefordert. 

Besondere Bedeutung haben die Maßnahmen im Zollbereich im Hinblick auf die 
Bekämpfung der Zunahme des illegalen Warenverkehrs sowie die Betrugsbekämpfung; die 
Gemeinschaft muß in der Lage sein, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten die Maßnahmen 
ihrer Mitgliedstaaten zu unterstützen. Unbeschadet der Verpflichtungen aufgrund der 
Verordnung (EWG) Nr. 1468/81 des Rates vom 19. Mai 1981 betreffend die gegenseitige 
Unterstützung der Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit 
dieser Behörden mit der Kommission, um die ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und 
Agrarregelung zu gewährleisten 4 , oder aufgrund anderer an ihre Stelle tretender 
Verordnungen sind alle Möglichkeiten zu nutzen, die das Gemeinschaftsrecht auf dem 
Gebiet der Zusammenarbeit der Verwaltungen bietet. 

Durch individuelle Maßnahmen der einzelnen Verwaltungen kann ein solches Ergebnis 
nicht • erzielt werden; es ist jedoch für das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Binnenmarktes unerläßlich, daß die Zollvorschriften einheitlich angewendet werden. Es 
muß daher ein Gemeinschaftsrahmen für Projekte und Prioritäten einer koordinierten 
Aktion der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten festgelegt werden, um die Anpassung 
der Zollverwaltungen an die ihnen im Rahmen eines Marktes ohne Binnengrenzen 
anvertrauten Aufgaben sicherzustellen. 

Die Durchführung eines Aktionsprogramms mit Gemeinschaftsmaßnahmen ist einer der 
geeignetsten Wege zur Erreichung dieser Ziele. 

Die Ziele dieses Aktionsprogramms müssen sich in einen gemeinsamen Rahmen für die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten einfugen, um Leitlinien für deren Maßnahmen 
festzusetzen. 


ABI. Nr. L40 vom 17. Februar 1993, S. 1 
KOM(94) 29 endg. vom 16.2. 1994 

Entschließung 94/C 179/01 ( ABI. Nr. C 179 vom 1.7.1994. S.l) 
ABI. Nr. L 144 vom 2.6. 1981, S. I 
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Eine erste Initiative wurde bereits mit der Durchführung des gemeinschaftlichen 
Aktionsprogramms zur beruflichen Aus- und Fortbildung der Zollbeamten (Matthaeus- 
Programm) 5 ergriffen. 

Auf dem Gebiet der Ausbildung und technischen Zusammenarbeit muß auch die Wirkung 
von Maßnahmen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten nach außen bedacht werden. 

Die Finanzierung des Aktionsprogramms wird auf die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt und der Beitrag der Gemeinschaft wird im Haushaltsplan der 
Kommission veranschlagt; diese Entscheidung setzt für die gesamte Programmdauer einen 
Gesamtbetrag fest, der die bevorzugte Referenz im Sinne des Punktes 1 der Erklärung des 
Europäischen Parlements, des Rats und der Kommission vom 6. März 1995 für die 
Haushaltsbehörde im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahren darstellt; 

Es ist eine Programmdauer von fünf Jahren vorgesehen. 

Das Aktionsprogramm basiert auf den Erfahrungen, die im Verlauf der 1994 von der 
Kommission durchgeführten Pilotmaßnahme gewonnen wurden - 


haben folgende Entscheidung erlassen: 


Artikel 1 

Festlegung des Programms 

1. Diese Entscheidung legt ein Aktionsprogramm für das gemeinschaftliche Zollwesen 
fest, das die von und in den Mitgliedstaaten durchgeführten Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der den Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Gemeinschaftsrechtes 
obliegenden Verantwortung unterstützt und ergänzt. 

2. Dieses Aktionsprogramm wird "Programm Zoll 2000" genannt und soll im Zeitraum 
vom 1. Januar 1996 bis zum 31. Dezember 2000 durchgeführt werden. 

3. Die Maßnahmen der Gemeinschaft fügen sich in einen gemeinsamen Zielrahmen für 
die Durchführung dieses Programms ein. 

4. Das in Artikel 15 vorgesehene Verfahren für Monitoring und Evaluierung bezweckt 
die Analyse der Ergebnisse und die Gewinnung von Erkenntnissen für die Weiterführung 
der Gemeinschaftsaktion. 


Entscheidung 91/341/EWG des Rates vom 20.6.1991 (ABI. Nr. L 187 vom 13.7.1994, S. 41) 
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Artikel 2 

Gemeinsamer Zielrahmen 

Der in Artikel 1 Absatz 3 vorgesehene gemeinsame Zielrahmen, innerhalb dessen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten Projekte und Prioritäten für die Erarbeitung und 
Durchführung koordinierter Maßnahmen festlegen, um sicherzustellen, daß die 
Maßnahmen im Zollbereich den Erfordernissen des Binnenmarktes der Europäischen 
Union angemessen begegnen, umfaßt die folgenden Ziele: 

1. Gewährleistung der einheitlichen Anwendung des Gemeinschaftsrechts zur Erzielung 
gleichwertiger Ergebnisse an allen Punkten der Grenze der Europäischen Union, um auf 
diese Weise dem ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarktes abträgliche 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, die durch eine uneinheitliche Handhabung der 
Zollverfahren in den verschiedenen Teilen der Union auftreten könnten, und die 
finanziellen Interessen der Gemeinschaft zu wahren; 

2. Sicherstellung eines gleichwertigen Schutzniveaus für die Bürger und die 
Wirtschaftsbeteiligten der Union ohne Rücksicht darauf, an welchem Ort die Waren über 
die Außengrenze verbracht werden, bei gleichzeitiger Gewährleistung der notwendigen 
reibungslosen Abwicklung des internationalen Handels; 

3. verstärkte Berücksichtigung der Gemeinschaftsdimension bei der Organisation der 
Dienststellen und bei der Gestaltung der Infrastruktur und der Ausrüstung sowie 
Förderung des gemeinsamen Einsatzes technischer Hilfsmittel im Interesse der 
Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts; 

4. Förderung und Unterstützung von Initiativen einzelner oder mehrerer 
Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Gesamteßizienz der Zollverwaltungen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben; 

5. Aufwertung der Ausbildung der Beamten der Zollverwaltungen durch Förderung der 
Unterrichtung in Disziplinen, die diese Beamten in die Lage versetzen, sich den sich 
entwickelnden Aufgaben und Technologien entsprechend der Gemeinschaftsdimension 
ihrer Aufgaben anzupassen; 

6. Beitrag - durch geeignete Maßnahmen auf dem Gebieten der Ausbildung, der 
technischen Hilfe und der Zusammenarbeit - zur Schaffung oder Entwicklung von 
funktionsfähigen Zolldiensten in Drittländern, die dies wünschen, und auf diesem Wege 
zur Entwicklung des Außenhandels der Union; 

7. Förderung der Transparenz und Wirksamkeit der Zollmaßnahmen im Interesse des 
rechtmäßigen Handels durch Stärkung der Beziehungen zwischen den Zollverwaltungen 
der Union, dem Handel, der Rechtsprechung und der Wissenschaft sowie den im 
internationalen Handel tätigen Unternehmen. 
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Artikel 3 

Spezifische gemeinsame Aktionen 

1. Zur Umsetzung der in den Artikeln 5 (Absätze 1, 3, 4, 5 und 6), 6 und 9 festgelegten 
Strategie wird die Kommission in spezifischen Bereichen des gemeinschaftlichen 
Zollrechts Überprüfungsaktionen durchfuhren. 

Sie legt diese Bereiche jedes Jahr in Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten fest. 

Die Maßnahmen werden von aus Zollsachverständigen der Mitgliedstaaten und der 
Kommission zusammengesetzten Monitoring-Gruppen durchgeführt. 

Diese Gruppen werden nach einem thematischen Konzept bestimmte Orte an der 
Außengrenze besuchen. Im Anschluß an diese Besuche erstellen sie jeweils einen Bericht 
mit einer Analyse der vor Ort untersuchten Arbeitsmethoden und einer Darstellung 
etwaiger Schwierigkeiten bei der Durchführung der Regelungen; der Bericht enthält 
gegebenenfalls Vorschläge für eine Anpassung sowohl der Gemeinschaftsregelungen als 
auch der Arbeitsmethoden im Hinblick auf die Verbesserung der Wirksamkeit der 
Zollmaßnahmen im ganzen. 

2. Neben diesem Monitoring wird die Kommission in Partnerschaft mit den 
Mitgliedstaaten ebenfalls Rückgriff nehmen auf 

a) ergänzende Untersuchungen, die den Standpunkt der verschiedenen 
Akteuren des internationalen Handels zum Ausdruck bringen sollen; 

b) die Veranstaltung von Arbeitsgruppen und Seminaren, um die 
Möglichkeiten einer koordinierten Verbesserung der Tätigkeit der 
Zollverwaltungen zu untersuchen. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten werden auf innerstaatlicher Ebene alles Notwendige veranlassen, um 
die Koordination und Organisation der Durchführung der Maßnahmen dieses Programms 
sicherzustellen, insbesondere durch Schäftung der geeigneten Strukturen und 
Mechanismen. 


Artikel 5 

Kontrollen an der Außengrenze 

Gemäß den in Artikel 2 Absätze 1 bis 4 festgelegten Zielen werden die Mitgliedstaaten 
und die Kommission 
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1. dafür sorgen, daß die Kontrollen an der Außengrenze ohne Rücksicht darauf, wo 
sich die Abfertigungsstelle befindet, die flüssige Verkehrsabwicklung, die Wahrung der 
finanziellen Interessen der Gemeinschaft sowie eine wirksame, effiziente und einheitliche 
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften und der gemeinsamen Politiken gewährleisten, 
ein gleichwertiges Schutzniveau und die Einhaltung der Verfahren für die Prüfung der 
Übereinstimmung mit den technischen Normen, den Sicherheitsvorschriften für 
eingeführte Waren und den Gefahrgutvorschriften sicherstellen; 

2. Zusammenarbeiten, um sowohl hinsichtlich der Kontrollen als auch hinsichtlich der 
Vereinfachungen des Warenverkehrs an der Außengrenze gleichwertige Ergebnisse zu 
erzielen, damit Wettbewerbsverzerrungen, die zu Handelsverlagerungen führen können, 
vermieden werden und die Gleichbehandlung aller Wirtschaftsbeteiligten sichergestellt 
wird; 

3. zur Erreichung dieser Ziele neue Arbeitsmethoden zu entwickeln und die 
geeignetsten Ausrüstungen und technischen Hilfsmittel einzusetzen, um die Wirksamkeit 
der Kontrollen an der Außengrenze zu verstärken; 

4. sicherstellen, daß die Sanktionen bei Zuwiderhandlungen gegen das 
Gemeinschaftsrecht wirksam und angemessen sind und abschreckend wirken; 

5. alle in den Gemeinschaftsregelungen vorgesehenen Möglichkeiten der 
administrativen Zusammenarbeit und die Amtshilfevereinbarungen mit Drittländern voll 
nutzen; 

6. die geeigneten Methoden für die Analyse und Evaluierung der an der Außengrenze 
durchgeführten Kontrollen und Verfahren anwenden; 

7. umfassende Überlegungen über die Definition und die Ausübung der Befugnisse der 
Zollbeamten sowie die Möglichkeiten einer koordinierten Verwendung der verfügbaren 
Ressourcen anstellen. 


Artikel 6 

Überprüfung der Anwendung des gemeinschaftlichen Zollrechts und seiner ständigen 
Angemessenheit angesichts der Entwicklungen im internationalen Handel 

1. Die Kommission wird in Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten und in enger 
Abstimmung mit der Wirtschaft für eine ständige Überprüfung der 
Gemeinschaftsvorschriften und -verfahren sorgen, insbesondere des Zollkodex der 
Gemeinschaften und seiner Durchführungsvorschriften. 

2. Ziel dieser Überprüfung wird es sein, unter Berücksichtigung der Erfordernisse der 
Akteure des internationalen Handels sicherzustellen, daß diese Vorschriften und Verfahren 
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den Schutz der berechtigten Interessen der Union und ihrer Mitglieder angemessen 
gewährleisten. 

3. Bei der Durchführung der in Artikel 3 beschriebenen gemeinsamen Maßnahmen 
werden die Kommission und die Mitgliedstaaten sich bemühen, alle Schwierigkeiten bei 
der Anwendung dieser Vorschriften und alle etwaigen Störungen, die sich im Binnenmarkt 
aus unterschiedliche Praktiken ergeben könnten, zu ermitteln. 


Artikel 7 

Betrugsbekämpfüng 

Zur Erreichung der in Artikel 2 Absätze 1 bis 3 und Artikel 5 Absätze 2 und 4 
festgelegten Ziele werden die Kommission und die Mitgliedstaaten alles daransetzen, die 
ihnen zur Verfügung stehenden Mittel zur Betrugs- und Schmuggel bekämpfUng so 
rationell und effizient wie möglich einzusetzen. Darunter sind im weitesten Sinne alle den 
Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und Drittländern betreffenden Regelungen und 
Vorschriften, einschließlich der Vorschriften über den Verbleib und den Versand von 
Waren im Rahmen dieses Warenverkehrs, zu verstehen. 

Zu diesem Zweck werden die Kommission und die Mitgliedstaaten auf 
Gemeinschaftsebene eine Politik der Betrugsbekämpfung erarbeiten, umsetzen und 
weiterentwickeln, um den Entwicklungen der europäischen Einigung, den internationalen 
Verpflichtungen der Gemeinschaft, der Entwicklung der Situation im Zollwesen und in 
anderen Sektoren sowie der Notwendigkeit einer optimalen und komplementären Nutzung 
ihrer Ressourcen Rechnung zu tragen. 

Diese Politik wird insbesondere abzielen auf 

- die optimale Ausnutzung und bei Bedarf die Änderung der bestehenden 
Rechtsvorschriften; 

- die Verbesserung der Erhebung, der Analyse, der Weitergabe sowie der Verwertung 
von Informationen auf Gemeinschaftsebene unter möglichst weitgehender Nutzung 
der Informationstechnologie; 

- die Beseitigung von Hindernissen für ein wirksames Vorgehen und eine effiziente 
Zusammenarbeit bei der Betrugsbekämpfung, insbesondere im Hinblick auf die 
Untersuchungsbefugnisse der Zöllfahnder; 

- die Anwendung wirksamer Sanktionen; 

- die Forsetzung und Weiterentwicklung koordinierter Maßnahmen, insbesondere 
gemeinschaftlicher Ermittlungs- und Kontrollmissionen in Drittländern; 
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- die Entwicklung der Zusammenarbeit mit Drittländern, mit den einschlägigen 
internationalen Organisationen sowie mit den betreffenden Wirtschaftskreisen; 

- eine größere Nutzbarmachung der Kenntnisse und Fähigkeiten des Personals der 
Kommission und der Mitgliedstaaten in Drittländern zum Vorteil der gesamten 
Gemeinschaft 

ein Monitoring der finanziellen Folgen von Zuwiderhandlungen. 


Artikel 8 

Rolle der Zollverwaltungen für die gemeinsamen Politiken 

Bei der Ausführung ihrer Aufgaben werden die für die Anwendung des Zollrechts 
zuständigen Verwaltungen der Mitgliedstaaten und die Kommission alle notwendigen 
Maßnahmen zur bestmöglichen Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten treffen, die ihnen 
kraft der Durchführungsvorschriften zur Umsetzung der gemeinsamen Politiken, 
insbesondere im Rahmen der Kontrolle der Anwendung der gemeinsamen Handelspolitik, 
der gemeinsamen Agrarpolitik sowie der gemeinsamen Fischereipolitik, obliegen. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten werden insbesondere dafür sorgen, daß die 
Zollverwaltungen im Hinblick auf die ordnungsgemäße Anwendung anderer 
Gemeinschaftsvorschriften, die die Kontrollen an der Außengrenze berühren, insbesondere 
hinsichtlich der Entwicklungszusammenarbeit sowie des Schutzes des geistigen 
Eigentums, der Umwelt, der Verbraucher und des kulturellen Erbes, wirksam eingreifen 
können. 


Artikel 9 

Verbesserung der Arbeitsmethoden 

Die Kommission wird die auf die Verbesserung der Arbeitsmethoden der 

Zollverwaltungen gerichteten Maßnahmen unterstützen. In Partnerschaft mit den 
Mitgliedstaaten wird sie die Weiterentwicklung und Anwendung neuer Arbeitsmethoden 
insbesondere auf folgenden Gebieten fordern: 

1. der Risikoanalyse, um zu entscheiden, ob die der zollamtlichen Überwachung 
unterteilten Waren vor ihrer Freigabe anhand der Zollpapiere oder durch Beschau zu 
kontrollieren sind; 

2. dem Einsatz von Methoden der Rechnungsprüfung zur Nachprüfung der 

Buchführung in den Unternehmen (Betriebsprüfung); 
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3. den vereinfachten Verfahren zur Überführung in eine zollrechtliche Bestimmung 
oder zur Beendigung eines Zollverfahrens; 

4. der koordinierten Entwicklung der EDV-gestützten Durchführung der Zollverfahren 
unter Berücksichtigung des gegenwärtigen Standes der Informatisierung der 
einzelstaatlichen Verwaltungen, der Interessen der Wirtschaftsbeteiligten in der Union 
sowie der entsprechenden Entwicklungen im internationalen Umfeld. 


Artikel 10 

Befugnisse der Zollbeamten 

Die Kommission wird in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten prüfen, ob die 
Befugnisse der Zollbeamten der Mitgliedstaaten bei der Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts und der Überwachung der Außengrenze angemessen sind. 


Artikel 11 

Rationeller und koordinierter Einsatz der Ressourcen 

1. Zur Durchführung des Artikels 2 Absatz 3 wird die Kommission einen 
Gemeinschaftsrahmen für Konsultationen und Koordinierung schaffen, um sicherzustellen, 
daß den Erfordernissen des Binnenmarktes Rechnung getragen wird und die Ermittlung 
des Bedarfs sowie die Aufteilung der Ressourcen zwischen den Mitgliedstaaten optimiert 
werden können. 

2. Innerhalb dieses Gemeinschaftsrahmens für Konsultationen und Koordinierung wird 
die Kommission in Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten die Mittel und Wege bezeichnen, 
die es erlauben, ausreichende Ressourcen für die Tätigkeit des Zolls bereitzustellen, 
insbesondere durch die Nutzung aller gemeinschaftlichen Finanzinstrumente, durch 
gemeinsamen Nutzung oder Vergemeinschaftung von Ausrüstungen, durch gemeinsame 
Aktionen sowie durch andere Vereinbarungen oder Maßnahmen, die zur Erreichung der 
Programmziele notwendig sein könnten. 

3. Zur Förderung der Identifizierung solcher Aktionsmöglichkeiten wird die 
Kommission Sachverständigentreffen und Seminare veranstalten, an denen, soweit 
notwendig, auch Vertreter der betreffenden Wirtschaftskreise teilnehmen können. 
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Artikel 12 

Sanktionen im Zollbereich sowie Maßnahmen mit gleicher Wirkung 

Die Kommission wird in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage der sich aus dem Zollkodex der Gemeinschaften und seinen 
Durchführungsvorschriften ergebenden Verpflichtungen eine Aufstellung der 
Zuwiderhandlungen und Unregelmäßigkeiten im Zollwesen sowie eine vergleichende 
Studie zu deren Bedeutung und Einstufung in den Rechtsordnungen der einzelnen 
Mitgliedstaaten nach dem Grad ihrer Schwere erstellen, um den minimalen 
Harmonisierungsbedarf zu bestimmen, der zur Vermeidung von Verzerrungen in der 
Behandlung der Wirtschaftsbeteiligten und zur wirksamen Wahrung der finanziellen 
Interessen der Gemeinschaft notwendig ist. 


Artikd 13 

Ausbildung und technische Zusammenarbeit 

1. Im Rahmen der Durchführung des Artikels 2 Absatz 5 wird die Ausbildung der 
Zollbeamten durch die Mitgliedstaaten in Übereinstimmung mit den Regeln sichergestellt, 
die vom Rat in seiner Entscheidung vom 20. Juni 1991 über das Matthaeus-Programm 
aufgestellt worden sind. 

2. Bei der Umsetzung dieses Programms werden die Mitgliedstaaten und die 
Kommission die notwendigen Schritte zur Schaffung eines wirklich gemeinsamen 
Ausbildungsweges auf der Grundlage der im Zollkodex der Gemeinschaften enthaltenen 
Regelungen unternehmen. 

Besondere Aufmerksamkeit muß der Ausbildung von neu in die Verwaltung eingestellten 
Zollbeamten gewidmet werden, damit gemeinsame Ausbildungsmodelle für alle 
Zollverfahren und -regelungen erarbeitet und verbreitet werden. Spezifische Maßnahmen 
müssen ferner im Bereich der beruflichen Fortbildung eingeleitet und durchgeführt 
werden, damit für das Personal der Zollverwaltungen das zur Erfüllung der Aufgaben 
erforderliche Ausbildungsniveau gewährleistet wird. 

3. Diese Ausbildung wird durch Maßnahmen, die bei den Zollverwaltungen der Union 
für die Übernahme der besten in den Zollverwaltungen von Drittländern entwickelten 
Arbeitsmethoden und Techniken werben sollen, und eher allgemein durch eini verstärkte 
Zusammenarbeit mit diesen Staaten, ergänzt. 

Zu diesem Zweck können entsprechend den Bedürfnissen und auf Gegenseitigkeitsbasis 
Beamtenaustausche mit diesen Verwaltungen sowie Ausbildungsseminare organisiert 
werden, wobei der auf die Barnten der Zollverwaltungen der Union entfallende Anteil der 
Kosten dieser Maßnahmen sowie ein von Fall zu Fall festzulegender Beitrag zu den 
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Kosten der Organisation der Seminare aus dem Gemeinschaftshaushaltsplan finanziert 
werden. 

4. Im Rahmen der Durchführung des Artikels 2 Absatz 6 wird die Kommission die 
Koordinierung der von der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten zugunsten der 
Zollverwaltungen von Drittländern durchgeführten Maßnahmen im Bereich der 
Ausbildung, technischen Hilfe und Kooperation übernehmen, um die Kohärenz der 
externen und internen Ausbildungsmaßnahmen der Gemeinschaft zu gewährleisten. 


Artikel 14 

Beziehungen zu den Akteuren des Außenhandels 

1. Im Rahmen der Durchführung des Artikels 2 Absatz 7 wird die Kommission 
Maßnahmen ergreifen oder Initiativen der Mitgliedstaaten unterstützen, die auf die 
Verbesserung und Intensivierung der Beziehungen zwischen den Zollverwaltungen der 
Union und den Akteuren des Außenhandels abzielen. 

2. Bei diesen Maßnahmen kann es sich insbesondere handeln um 

die Ausarbeitung, Veröffentlichung und Verbreitung von Informationsmaterial, das 
bei den Beteiligten eine bessere Kenntnis der Zollverfahren, insbesondere der 
vereinfachten Zollabfertigungsverfahren im Interesse einer Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der Gemeinschaft, sicherstellen soll; 

- Seminare, die Gelegenheit zu einem vertieften Dialog zwischen den Verwaltungen 
und der Wirtschaft, insbesondere zu den in Artikel 2 Absätze 1 und 2 genannten 
Themen, bieten; 

- Schulungsmaßnahmen, die auf eine bessere Kenntnis des Gemeinschaftsrechts auf 
Seiten der im Außenhandel tätigen Wirtschaftsbeteiligten abzielen. 


Artikel 15 

Monitoring. Evaluierung und Berichterstattung 

1. Dieses Programm wird Gegenstand eines fortlaufenden Monitoring sein, das von der 
Kommission und den Mitgliedstaaten partnerschaftlich im Rahmen der 
Sachverständigengruppe für Zollpolitik (Mitglieder und Stellvertreter), die sich aus den 
Generaldirektoren für Zoll der Kommission und der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder deren Stellvertretern zusammensetzt. 
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Die Gruppe bedient sich zu diesem Zweck der in Absatz 3 genannten Berichterstattung 
sowie spezifischer Aktionen. 

2. Dieses Programm wird einer von der Kommission und den Mitgliedstaaten 
partnerschaftlich durchgeführten regelmäßigen Evaluierung unterzogen. 

3. Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission bis spätestens 31. Dezember 1997 
beziehungsweise 31. Dezember 2000 Berichte über die Durchführung und die 
Auswirkungen des Programms. 

4. Die Kommission wird dem Europäischen Parlament und dem Rat folgendes 
vorlegen: 

bis spätestens 31. Dezember 1998 einen Zwischenbericht über die Durchführung des 
Programms; 

bis spätestens 30. Juni 1999 eine Mitteilung über die Zweckmäßigkeit der 
Fortsetzung des Programms, gegebenenfalls unter Beifügung eines geeigneten Vorschlags; 

bis spätestens 30. Juni 2001 einen Schlußbericht über die Durchführung des 
Programms. 

Diese Berichte werden zu Information auch dem Wirtschafts- und Sozialausschuß und 
dem Ausschuß der Regionen zugeleitet. 


Artikel 16 
Finanzierung 

1. Die Finanzierung des Aktionsprogramms wird zwischen der Gemeinschaft und den 
Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Der Geamtbetrag zur Durchführung des Programms ist für den Zeitraum vom 1 . Januar 
1996 bis 31. Dezember 2000 auf 139,670,000 ECU fesztgesetzt worden. 

Die jährlichen Finanzmittel werden durch die Haushaltsbehörde innerhalb der Grenzen der 
finanziellen Planung gewährt. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen zur Verwirklichung des Programms bei. Sie übernehmen 
die Kosten für die verwaltungsmäßige Organisation und Koordination der Aktionen zur 
Durchführung des Aktionsprogramms in ihrem Gebiet, insbesondere für Aktionen gemäß 
Artikel 4. 

In diesem Zusammenhang werden die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, daß die 
Verwendung des für Erhebungskosten einbehaltenen Anteils der Eigenmittel gemäß 
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Artikel 2 Absatz 3 des Beschlusses des Rates vom 24. Juni 1 988* den Zielen dieser 
Entscheidung weitestgehend Rechnung trägt. 


Artikel 17 

Diese Entscheidung gilt ab 1. Januar 1996. 

Artikel 18 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu am 


6 


Beschluß des Rates 88/376/EWG, EURATOM (ABI. Nr. L 185 vom 15.7.1988) 
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Finanzbogen 


I. BEZEICHNUNG DER MASSNAHME 

Aktionsrogramm für das gemeinschaftliche Zollwesen (Zoll 2000). 
Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlemenls und des Rates - 
voraussichtliche Annahme: Dezember 1995 - voraussichtliches Inkrafttreten: 
1. Januar 1996 


2. HAUSHALTSPOSTEN 

Die Aktion "Zoll 2000" stützt sich auf mehrere Finanzierungsquellen, die im 
wesentlichen bereits grundsätzlich genehmigt worden sind. Betroffen sind mehrere 
Haushaltsposten, die in der Tabelle unter Punkt 7.2. im einzelnen aufgeführt sind. 

3. RECHTSGRUNDLAGE 

Artikel 100a und 1 13 EGV 


4. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME: 

Hinweis: Diese Beschreibung bezieht sich nur auf die Maßnahmen, die aus den 
unter Punkt 7.1. genannten Haushaltsposten zu finanzieren sind. 

4.1 Allgemeines Ziel der Maßnahme 

Sicherstellung des ordnungsmäßigen Funktionierens des Binnenmarktes durch 
Gewährleistung einer einheitlichen Behandlung an der Außengrenze der 
Europäischen Union. Dazu müssen Zollverfahren und Zollkontrollen geschaffen 
werden, die an allen Punkten der Außengrenze dieselbe Wirksamkeit besitzen, um 
die Gleichbehandlung aller Bürger der Union und aller im Außenhandel tätigen 
Wirtschaftsbeteiligten unabhängig von der gewählten Grenzübergangsstelle zu 
gewährleisten; daneben müssen eine Vereinfachung der Verfahren im Interesse 
einer zügigen Abwicklung des Warenverkehrs und der Förderung des 
Außenhandels der Union sowie eine wirksame Betrugsbekämpfung sichergestellt 
werden. Ein solches Ergebnis kann nur durch eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen den Zollbehörden der Mitgliedstaaten dank einer auf Gemeinschaftsebene 
koordinierten Aktion erreicht werden. Elemente dieser Aktions sind insbesondere: 
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die Identifizierung von Schwierigkeiten bei der Durchführung der 
Gemeinschaftsregelungen und gemeinsame Erarbeitung geeigneter 
Lösungen ("Monitoring"), verbunden mit Begleitmaßnahmen, Studien und 
Untersuchungen über die Durchführung des Gemeinschaftsrechts in den 
einzelnen Mitgliedstaaten; 

Sicherstellung einer effizienten Verwaltung der Zollunion und Entwicklung 
neuer Arbeitsmethoden, die es den Zollverwaltungen, ermöglichen, mit 
knappen Ressourcen die Entwicklung des Außenhandels an allen Punkten 
der Außengrenze wirksam und einheitlich zu bewältigen. Bei diesen neuen 
Methoden handelt es sich vor allem um Verfahren der Buchprüfung bei den 
Unternehmen, Risikoanalysetechniken, die Entwicklung vereinfachter 
Abfertigungsverfahren und die koordinierte Entwicklung einer EDV- 
gestützten Abwicklung der Zollverfahren; geplant sind die Einsetzung von 
Arbeitsgruppen, die Veranstaltung von Seminaren, technische 
Unterstützung, Studien und Pilotprojekte auf der Grundlage von 
gemeinsam festgelegten Orientierungslinien und Verfahren; 

Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Durchsetzung des 
Gemeinschaftsrechts und Schaffung der Voraussetzungen für eine 
wirksamere Verhütung von Unregelmäßigkeiten und Betrugsfällen durch 
Aufklärungsmaßnahmen bei den Wirtschaftsbeteiligten; 

laufende Überprüfung der Zollvorschriften und Zollverfahren auf ihre 
Angemessenheit angesichts der Erfordernisse des internationalen Handels 
durch einen Informationsaustausch unter allen Beteiligten; 

Gewährleistung des ordnungsgemäßen Verlaufs und der Koordinierung der 
Maßnahmen der Zusammenarbeit mit Drittländern und der Amtshilfe im 
Zollbereich. 

4.2 Dauer der Maßnahme und vorgesehene Modalitäten für ihre 
Verlängerung 

Mehrjahresaktion 1996 - 2000. 

Während der Laufzeit des Programms wird eine regelmäßige Beurteilung 
vorgenommen. Anhand der gewonnenen Erfahrungen wird gebenenfalls eine neue 
Entscheidung über eine etwaige Wiederholung oder eine Verlängerung über den 31. 
Dezember 2000 hinaus zu erlassen sein. 

5. 5. EINSTUFUNG DER AUSGABEN 

5. 1 Nichtobligatorische Ausgaben (NOA) 

5.2 Getrennte Mittel (GM) 
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6. ART DER AUSGABEN 

Die operationeilen Ausgaben umfassen im wesentlichen 

die Finanzierung von Monitoring-Maßnahmen, Arbeitsgruppen, 
Pilotaktionen und Seminaren mit den Beamten der Zollverwaltungen der 
Mitgliedstaaten sowie - je nach Thema - anderer nationaler Verwaltungen, 
der Zollverwaltungen von Drittländern und mit Vertretern der Wirtschaft; 

die Finanzierung von Studien, Analysen oder Simulationen; 

die Finanzierung von Informationsmaßnahmen und 
Kommunikationsprogrammen; 

die Finanzierung von Unterstützungsmaßnahmen und technischer Hilfe; 
Finanzbeiträge zu Kommunikations- und Informationsaktionen. 

7. FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN 

7. 1 Berechnungsweise für die Gesamtkosten der Maßnahme (Verhältnis der 
Einzelkosten zu den Gesamtkosten) 

Die Kosten der Monitoring-Aktionen, der Dienstreisen und der Teilnahme 
an den Seminaren für die Beamten der Zollverwaltungen sind unter 
Zugrundelegung der Reise- und Aufenthaltskosten berechnet worden. 

Im Falle der von den Mitgliedstaaten oder der Wirtschaft eingeleiteten 
Projekten oder Maßnahmen, für die aus Gemeinschaftsmitteln Zuschüsse 
gezahlt werden, richtet sich die Höhe der Beträge nach der Anzahl und 
Qualität der im Rahmen des Programmms "Zoll 2000" durchgeführten 
Aktionen. 
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7.2 Aufschlüsselung nach Kostenelementen 


EG in Mio. ECU (Wert 1996) 


Haushalts- 

linie 

Aufteilung 

VHP 

96 

1997 

1998 

1999 

2000 

Insges. 

B5-300 

- MI Zoll 2000(1) 

2,100 

2,300 

2,600 

2,900 

3,200 

13,100 

B5-3051 

- Matthaeus (Zoll)(i) 

2,520 

3,000 

3,100 

3,150 

3,300 

15,070 

B5-7210 

- Projekte IDA 








- CCN/CSI.O) 

7,900 

5,000 

3,500 

2,000 


■■■■ 

Ekb5B 


- TARIC(i) 

2,400 

2,500 

3,000 

3,000 


■mphiib 


- QUOTA(i) 

0,500 

1,500 

1,500 

1,000 


5,500 


- EBTl(l) 

2,100 


2,000 

2,000 

2,000 

9,600 


- TRANSIT(l) 

3,500 


3,000 

3,000 

2,500 

15,000 


- SCENT/CIS(1) 

2,200 

2,000 

2,000 

1,500 

2,000 

9,700 


- Zoll 2000* 

1,000 

4,000 

6,500 

6,500 

5,000 

23,000 



19,600 

19,500 

21,500 

19,000 

18,000 

97,600 

B7-860 

Zollzusammenarbeit 








und internationale 

2,000 

3,000 

3,000 

3,000 

3,000 

14,000 


Hilfe* 








INSGESAMT 

26,120 


30,200 

28,050 

27,500 

139,670 


(1): Diese Beträge sind in der Finanzplanung der Kommission erfaßt und 

stellen nur einen Teil der Mittelausstattung der betreffenden 
Haushaltsposten dar. 

* . Neuer Posten im Rahmen des Haushaltsverfahrens. Dieses 

Programm bedingt keine zusätzlichen Ausgaben in Bezug 
auf die bestehende Planung der in der vorstehenden Tabelle 
aufgefuhrten Haushaltsposten. Die notwendigen Mittel 
werden durch interne Umschichtungen zwischen diesen 
Haushaltsposten geliefert werden. 

Die mit diesem Programm verbundenen Aktionen, die dieselben Ziele verfolgen, 
werden durch Finanzierung aufgrund von Gemeinschaftsprogrammen sowie von 
Finanzprotokollen im Rahmen der zwischen der Gemeinschaft und Drittländern 
geschlossenen Abkommen verwirklicht werden (z.B. PHARE, TACIS, 
Mittelmeerländer, Länder Afrikas, der Karibik und des Pazifik im Rahmen des 
Lome-Abkommens, Länder Lateinamerikasund Asiens usw.) 
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7.3 Ausgaben für Studien, Sachverständigensitzungen usw. in Teil B de: 
Haushaltsplans 


EG in Mio. ECU 


Aufteilung 

VHP 96 

1997-2000 

- Studien 

0,250 

1,300 

- Sachverständigensitzungen 

0,160 

0,900 

- Konferenzen und Kongresse 

0,200 

1,100 

- Information u. Veröffentlich. 

0,300 

1,600 

INSGESAMT 

0,910 

4,900 


8. VORGESEHENE BETRUGSBEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN (UND 
GEGEBENENFALLS ERZIELTE ERGEBNISSE) 

Die Überprüfung der Zuschüsse bzw. die Abnahme der erbrachten Leistungen oder der 
Studien wird von den Dienststellen der Kommission vorgenommen, bevor eine Zahlung 
geleistet wird, wobei den vertraglichen Verpflichtungen und den Grundsätzen einer 
kostengünstigen und in finanzieller oder allgemeiner Hinsicht ordnungsgemäßen 
Verwaltung Rechnung getragen wird. Betrugsverhütungsmaßnahmen (Kontrollen, 
Berichterstattung usw.) sind in allen zwischen der Kommission und den 
Zahlungsempfängern geschlossenen Abkommen und Verträgen vorgesehen. 

9. ANGABEN ZUR KOSTEN-WIRKSAMKEITS-ANALYSE 
9. 1 Quantifizierbare Einzelziele, Zielgruppe 

Einzelziele: 

Die Gemeinschaft ist nunmehr in das Stadium der Verwaltung der im Rahmen des 
Binnenmarktes erlassenen Vorschriften eingetreten, für die sie die Verantwortung 
gegenüber den Wirtschaftsbeteiligten und allen Bürgern der Europäischen Union 
übernehmen muß. 

Für die Verwaltung der Zollunion im engeren Sinne ist mit dem Inkrafttreten des 
Zollkodex der Gemeinschaften am 1. Januar 1994 die Harmonisierung des Zollrechls 
praktisch abgeschlossen worden. 

Jetzt zeigt sich allerdings, daß Maßnahmen getroffen werden müssen, um die Praktiken 
und Arbeitsmethoden der Zollbehörden der Mitgliedstaaten homogener zu gestalten 
und damit sowohl in bezug auf die Kontrollen als auch in bezug auf die 
Vereinfachungen für den Warenverkehr an der Außengrenze der Gemeinschaft zu 
gleichwertigen Ergebnissen zu kommen. Auf diese Weise würde allen Beteiligten eine 
Glcichbchandlung gewährleistet, so daß Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden, 
die zu Verkehrsvcrlagemngen führen und das Vertrauen der Beteiligten und der Bürger 
ganz allgemein in das ordnungsgemäße Funktionieren der Zollunion erschüttern 
könnten. 
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Es muß ferner sichergestellt werden, daß die Zollverfahren, auf die sich die gemein- 
samen Politiken stützen, effizient und wirksam sind und die korrekte Verwaltung 
dieser Politiken nicht gefährden. 

Parallel dazu müssen die im Zollbereicli geltenden Regeln für die Benutzer - 
Wirtschaftsbeteiligte, KMU, Verbraucher und Bürger der Union - transparenter und 
verständlicher werden. Dies erfordert eine kohärente Gestaltung der Kommunikation 
und Information in Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten, gegebenenfalls unter 
Einschaltung von Handelskammern, Berufs- und Fachverbänden. 

Neben den Weiterentwicklungen innerhalb der Gemeinschaft muß auch eng mit den 
Zollverwaltungen von Drittländern zusammengearbeitet werden, um die bereits 
eingeleiteten Gemeinschaftsaktionen zu verstärken, insbesondere die Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der künftigen Beitrittsbewerber; zu diesem Zweck ist in 
einzelnen Fällen Unterstützung zu gewähren. 


Zielgruppen: 

Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten, Wirtschaft, Bürger und Verbraucher. 


9.2. Begründung der Maßnahme 

- Notwendigkeit eines Beitrags aus dem Gemeinschaftshaushalt 

Die Vollendung des Binnenmarktes und die Vereinheitlichung des gemeinschaftlichen 
Zollrechts durch das Inkrafttreten des Zollkodex der Gemeinschaft am 1. Januar 1994, 
machen ein einheitliches Vorgehen der Zollverwaltungen an allen Punkten der 
gemeinsamen Außengrenze der Europäischen Union erforderlich. Nur durch Kontrollen 
von vergleichbarer Qualität an allen Punkten der Außengrenze, die durch den Einsatz 
optimaler Arbeitsmethoden zugleich eine flüssige Abwicklung des Warenverkehrs und ein 
hohes Niveau der Betrugsverhütung gewährleisten sowie die Gleichbehandlung aller 
Beteiligten an allen Punkten des Grenzübertritts sicherstellen, kann vermieden werden, daß 
es zu Wettbewerbsverzerrungen kommt, die zu Verkehrsverlagerungen fuhren und das 
notwendige Vertrauen der Beteiligten und der Bürger ganz allgemein in das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes erschüttern könnten. 

Nur durch eine Aktion auf Gemeinschaftsebene, die den rechtlichen, organisatorischen und 
logistischen Rahmen für ein koordiniertes Vorgehen der Zollverwaltungen schafft, kann 
dieses Ziel erreicht werden. 
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Ein erster Schritt war die Annahme cLn Gemeinschaftsprogramms für die berufliche Aus- 
und Fortbildung der Zollbeamten (Matthaeus-Programm) durch Entscheidung des Rates 
vom 20. Juni 1991 (Entscheidung Nr. 91/341/EWG, ABI. Nr. L 187 vom 13.7.1991, 
S.41). 1994 folgte die Durchführung einer Pilotaktion im Rahmen des Aktionsprogramms 
für den Binnenmarkt. Jetzt ist eine Initiative der Kommission zur Ergänzung und 
Weiterentwicklung dieser Aktion erforderlich, um eine optimale Verwaltung der Zollunion 
im Rahmen des Binnenmarktes zu gewährleisten. 

Die optimale Verwaltung des Binnenmarktes aus der Sicht des Zolls hängt auch von der 
Zusammenarbeit mit Drittländern ab. Die Zusammenarbeit mit den Nachbarländern, 
insbesondere die Festlegung gemeinsamer Verfahren, erleichtert den Warenverkehr, 
verbessert die Betrugsverhütung und trägt damit zu einer problemloseren Verwaltung des 
Binnenmarktes bei. 

- Wahl der Interventionsmittel 

Das Aktionsprogramm enthält Vorschläge für Aktionen und Maßnahmen in Ergänzung 
derjenigen, die von den Mitgliedstaaten normalerweise für die Durchsetzung des 
Gemeinschaftsrechts durchgefuhrt werden müssen. Diese ergänzenden Aktionen und 
Maßnahmen sollten der überstaatlichen Dimension Rechnung tragen, die zu Erreichnung 
der gesteckten Ziele unerläßlich ist. 

Die Durchführung und Verwaltung des Programms erfolgt nach dem Grundsatz der 
Partnerschaft zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten, denn es geht nicht um 
die Schaffung normativer Regeln, sondern um eine permanente Zusammenarbeit zwischen 
den Zolldienststellen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten zur Erreichung eines 
gemeinsamen Ziels. 


9.3 Begleitung und Bewertung der Maßnahme 

Aiisgewählte Erfolgsindikatoren 

* Output-Indikatoren (Messung der entfalteten A kti vi täten) 

a) Anzahl der Monitoring-Missionen mit den Mitgliedstaaten; 

b) Anzahl der veranstalteten Seminare über die Arbeitsmethoden und die 
Kontrollen an der Außengrenze; 

c) Anzahl der mit Drittländern organisierten Beamtenaustausche oder 
Seminare; 

d) Anzahl der in Zusammenarbeit mit den einzelstaatlichen Zollbehörden 
durchgeführten oder an externe Firmen vergebenen Studien; 

e) Anzahl der Pilotaktionen oder Experimente in Partnerschaft mit den 
einzelstaatlichen Zollverwaltungen; 

0 Anzahl und Verbreitung von durch die Kommission oder in 
Zusammenarbeit zwischen Kommission und Mitgliedstaaten erstell! er. 
Veröffentlichungen; 
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g) Anzahl der von der Kommission, den Mitgliedslaaten oder externen 
Einrichtungen organisierten Seminare, Tagungen und Kolloquien, die ganz 
oder teilweise durch das Aktionsprogramm finanziert werden. 

* Wirkungsindikatoren (nach Zielen) 

a) Anzahl der eröffneten Verfahren im Zusammenhang mit der Anwendung 
und Einhaltung der Gemeinschaftsregelungen an der Außengrenze 
einschließlich der Beschwerden aus der Öffentlichkeit und der 
Vertragsverletzungsverfahren; 

b) Anzahl der behandelten Zollprobleme; 

c) Quantifizierung und Einziehung der hinterzogenen Eigenmittel der 
Gemeinschaft oder einzelstaatlichen Einnahmen bei aufgedeckten 
Betrugsfällen; 

d) Verschärfung der Kontrollen an der Außengrenze, quantifizierbar 
beispielsweise anhand der beschlagnahmten Drogen oder der Fälle der 
Verhütung oder Ahndung sonstiger illegaler Verkehre; 

e) Akzeptierung der Leitlinien für die Einführung neuer Arbeitsmethoden 
durch die Mitgliedstaaten; 

f) von den Mitgliedstaaten vorgeschlagene Initiativen zur Entwicklung der 
Kommunikation und Information für die Zollbeteiligten; 

g) effektive Teilnahme der Wirtschaftsbeteiligten und der Öffentlichkeit an den 
im Rahmen des Aktionsprogramms vorgeschlagenen Initiativen 

- Vorgesehene Modalitäten und Periodizität der Bewertung 

Das Aktionsprogramm wird einem ständigen Follow-up durch die Sachverständigengruppe 
für Zollpolitik unterzogen, die sich aus den Generaldirektoren der Zollverwaltungen der 
Mitgliedstaaten oder deren persönlichen Vertretern zusammensetzt. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis spätestens 31.12.1997 
beziehungsweise 3 1 . 12.2000 Berichte über die Durchführung des Programms. 

Die Kommission wird dem Europäischen Parlament und dem Rat folgendes vorlegen: 

- bis spätestens 3 1 . Dezember 1998 einen Zwischenbericht über die Durchführung des 
Programms; 

- bis spätestens 30. Juni 1999 eine Mitteilung über die Zweckmäßigkeit der Fortsetzung 
des Programms, gegebenenfalls unter Beifügung eines geeigneten Vorschlags; 

- bis spätestens 30. Juni 2001 einen Schlußbericht über die Durchführung des 
Programms. 
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(Angaben für interne Zwecke der Kommission) 


9.4 Übereinstimmung mit der Finanzplanung 

Ist die Maßnahme in der Finanzplanung der GD für die betreffenden Jahre 
berücksichtigt ? 

Ja. Die Maßnahme entspricht der Weiterentwicklung der 1994 im Rahmen des 
strategischen Programms für den Binnenmarkt durchgefuhrten Pilotaktion fiir den Zoll 
(Zoll 2000) zu einem gemeinschaftlichen Aktionsprogramm. 

Geben Sie bitte an, welchem allgemeineren in der Finanzplanung der GD 
definierten Ziel das Ziel der vorgeschlagenen Aktion entspricht 

10. VERWALTUNGSAUSGABEN (TEIL A DES HAUSHALTSPLANS) 

1 0. 1 Erfordert die Maßnahme eine Erhöhung des Personalbestands der 
Kommission ? Wenn ja, um wieviel? 

JA: 5 Bedienste der Laufbahn A 

2 Bedienste der Laufbahn B 
2 Bedienste der Laufbahn C 


Der zusätzliche Personalbedarf wird im Rahmen des Kontingents der GD XXI bei der 
jährlichen Zuweisung der Ressourcen der Kommission gedeckt. 

10.2 Geben Sie bitte die durch die Maßnahme entstehenden Verwalt ungs- und 
Personalausgaben an. Erläutern Sie die Berechnungsweise. 


Dienstreisekosten, Reisekosten und damit verbundene Ausgaben 

- Monitoring 

50 Dienstreisen in die Mitgliedstaaten zu je 1 .000 ECU: 50.000 ECU 

- andere Dienstreisen (Seminare, Netz Zoll 2000): 

30 Dienstreisen in die Mitgliedstaaten zu je 1.000 ECU 30.000 ECU 

- Zusammenarbeit mit Drittländern: 

50 Dienstreisen zu je 2.000 ECU 100.000 ECU 


Haushaltsposten A0-1300 insgesamt: 


180.000 ECU 


Sachverständigengruppe für Zollpolitik (Mitglieder und Stellvertreter) 

Posten AO-2500 (Diese Gruppe besteht bereits und erfordert daher keine 
zusätzlichen Ausgaben aus dem Gemeinschaftshaushalt) 

- 4 Sitzungen pro Jahr (2 Sachverständige pro Mitgliedstaat) 90.000 ECU 


Sachverständigengruppen über die neuen Arbeitsmethoden 
und die Sanktionen 
Haushaltsposten A0-2500 

- 8 Sitzungen pro Jahr (Ein Sachverständiger pro Mitgliedstaat): 64.000 ECU 
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Gruppe der Sachverständigen für Maßnahmen der externen Zollausbildung und 
der technischen Hilfe 
-3 Sitzungen pro Jahr 

(1 Sachverständiger pro Mitgliedstaat und 1 1 Sachverständige aus 
Drittländern): 68 000 ECU 


Teil A des Haushaltsplans insgesamt: 


428 000 ECU. 
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